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Datenschutz und Privatversicherer:
Lichtstreifen am Horizont
Hanspeter Kuhn, stv. Generalsekretär FMH
Robert Gmür, Rechtsdienst FMH

Veröffentlichungen wie die beiden vorstehen-
den sind schön und gut, um Positionen zu be-
ziehen und Lösungen aus der einen Sicht vorzu-
schlagen. Im Bereich der sozialen Krankenversi-
cherung gehen wir davon aus, dass das mit dem
Vertrauensarztvertrag geschaffene paritätische
Gremium sinnvolle Lösungen wird entwickeln
können.

Damit es auch ausserhalb des KVG-Bereichs
nicht beim frucht- und folgenlosen Schlagab-
tausch bleibt, hat sich eine Delegation der FMH
Mitte August 2002 mit den Vertretern des SVV
an einen Tisch gesetzt. Ein Mitarbeiter des
Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten war
ebenfalls mit von der Partie. Natürlich konnten
die grundsätzlichen Fragen erst andiskutiert wer-
den. Für einige Detailfragen wurden aber doch
schon konkrete Lösungsansätze formuliert:

1. Zunächst haben die Vertreter des SVV ein
zentrales Postulat aus Sicht der FMH aner-
kannt: Auch für den SVV sei unbestritten,
dass die kritische Beurteilung der medizini-
schen Voraussetzungen der Leistungspflicht
der Versicherung/des Versicherers ausschliess-
lich in die Hand des erfahrenen Versiche-
rungsarztes gehören. Eine erfahrene Kranken-
schwester in der Versicherungsadministra-
tion kann in vielen Fällen durchaus Kosten-
gutsprachen erteilen – eine Ablehnung wegen
fehlender Appropriateness (also wegen feh-
lender «Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit») hingegen ist ausschliess-
lich Sache des beratenden Arztes.

2. Transparenz: Der Versicherer teilt in seiner
Korrespondenz mit Ärzten in jedem Fall mit,
in welcher Funktion er im vorliegenden Fall
tätig ist (z.B. Unfallversicherer gemäss UVG;
Taggeldversicherer des Arbeitgebers; Taggeld-
versicherer des Patienten mit Einzelpolice;
Haftpflichtversicherer eines Dritten, gegen-
über dem ein Sozialversicherer oder der
Patient Schadenersatzansprüche geltend
macht).

3. Von den Privatversicherern durchgeführte
obligatorische Unfallversicherung gemäss
UVG: für den Versicherten heikle Informa-
tionen sollen an den beratenden Arzt adres-
siert werden; der Versicherer sichert zu, dass
künftig nirgendwo mehr der Schadenbear-
beiter als Sekretär des beratenden Arztes
funktioniert. Diese Information wird viel-
mehr (beispielsweise nach Öffnung des Briefs
durch ein Sekretariat der beratenden Ärzte)
auf direktem Weg zum für den Fall zuständi-
gen beratenden Arzt gelangen. Als Anwen-
dungshilfe für die Frage, welche Informatio-
nen als heikel für den Versicherten gelten,
soll eine gemeinsame Liste erarbeitet werden.
Offen blieb im August, ob der skizzierte Weg
nur für nicht schadenrelevante heikle Infor-
mationen zur Verfügung stehen soll (dies
die Vorstellung des SVV) oder aber für alle
heiklen Informationen.

4. In Regressverfahren bei Haftpflichtfällen sol-
len Doppelspurigkeiten vermieden werden.
Das heisst, der Haftpflichtversicherer kon-
sultiert zunächst die bestehenden Akten des
Sozialversicherers (also z.B. die Akten des
Unfallversicherers, der die Behandlungsko-
sten und den Lohnausfall nach dem Ver-
kehrsunfall übernommen hat*). Nur wenn
tatsächlich noch Fragen offen bleiben, holt
der Haftpflichtversicherer einen Bericht vom
behandelnden Arzt ein. Dies wird typischer-
weise für die Abklärung eines geltendge-
machten Haushaltsführungsschadens not-
wendig sein, der ja vom Haftpflichtversiche-
rer umfassender übernommen werden muss,
als vom vorleistenden Sozialversicherer.
Wenn der Haftpflichtversicherer einen Be-
richt des beratenden Arztes benötigt, wird er
entweder die Fotokopie der entsprechenden
Einwilligungserklärung des Patienten beile-
gen oder das Datum dieser Einwilligungs-
erklärung in seiner Anfrage an den Arzt mit-
teilen. Welche der beiden Varianten letztlich
sinnvoller bzw. einfacher erscheint, ist noch

* Die Sozialversicherungsgesetze
sehen vor, dass der Versicherer
eines haftpflichtigen Dritten
Einsichtsrecht in die Akten des
Sozialversicherers hat, welcher
einen Regressanspruch anmeldet.

Korrespondenz:
Rechtsdienst FMH
Postfach 293
CH-3000 Bern

E-Mail:fmhrecht@hin.ch

Recht

La version française suivra



Schweizerische Ärztezeitung / Bulletin des médecins suisses / Bollettino dei medici svizzeri •2002;83: Nr 43 2301
Editores Medicorum Helveticorum

abzuklären. Das Datum ist deshalb zentral,
weil sich Haftpflichtfälle oft über eine lange
Zeit hinziehen und sich der Gesundheitszu-
stand des Patienten seit der früher gegenüber
dem Haftpflichtversicherer erteilten Einwil-
ligung in heiklen Bereichen verändert haben
kann; beispielsweise kann nach Erteilung
der Einwilligung ein Streit über die Frage
entstanden sein, ob und wieweit der Patient
wieder arbeitsfähig ist.

Diese ersten konkreten Vorschläge sollen in
nächster Zeit FMH-intern und bei den Versiche-
rern des SVV auf Praktikabilität und Akzeptanz
geprüft werden. Wir sind Ihnen deshalb für Hin-
weise und Kritik aus der Sicht des praktizieren-
den und des Spitalarztes dankbar.

An den nächsten Sitzungen sollen die Ergeb-
nisse der internen Konsultationen besprochen
werden.
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